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Deputationsvorlage

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 97 (Vorhaben- und ErschlieBungsplan)
fur die Errichtung eines Birohochhauses in Bremen-Walle, Ortsteil Uberseestadt,
An der Reeperbahn/Auf der Muggenburg

(Bearbeitungsstand: 11.03.2015)

Planaufstellungsbeschluss

o Offentliche Auslegung

A)

B)

Sachdarstellung
Problem

Die Justus Grosse Projektentwicklung GmbH hat einen Antrag zur Aufstellung eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes gestellt. Vorgesehen ist die Bebauung eines bislang
brachliegenden Grundstiickes in der Uberseestadt, das im Osten spitzwinklig an den Ver-
kehrsknotenpunkt der Stralen An der Reeperbahn und Auf der Muggenburg miindet. Im
Westen grenzt das Grundstlick an das unter Denkmalschutz stehende Verwaltungs- und
Speichergebéaude eines traditionsreichen Bremer Weinhandelsunternehmens, das heute
unter dem Namen "Weinkontor" als Blrogebaude genutzt wird. Im Plangebiet sollen drei
Birogebaude und ein Parkhaus entstehen. Ein Blrogebaude bildet mit 13 Geschossen ei-
nen markanten stadtebaulichen Hochpunkt als Eingangsgeste in das Quatrtier.

Fur das Plangebiet gilt der Bebauungsplan 2339 aus dem Jahre 2012. Das Malf3 der bauli-
chen Nutzung wird durch eine Grundflachenzahl 0,8 und eine Vorgabe der Gebaudehohe
von mind. 24 m bis max. 27 m .NN bei einer Gelandehdhe von 7 m G.NN. bestimmt. Da
das geplante Birohochhaus mit seinen 13 Geschossen die festgesetzten Hohenmalle
Uberschreitet, kann das Vorhaben nicht aus dem geltenden Planungsrecht entwickelt wer-
den.

LOsung

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (Vorhaben- und ErschlieRungs-
plan) nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB). Es handelt sich um einen Plan der Innenent-
wicklung.



Zum Planinhalt

Es wird auf den anliegenden Planentwurf und den Text der Begriindung verwiesen.
Zum Verfahren nach dem BauGB

1. Planaufstellungsbeschluss

Es ist erforderlich, einen Planaufstellungsbeschluss zu fassen. Auf den entsprechenden
Beschlussvorschlag unter Il. dieser Vorlage wird verwiesen.

2. Frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Behorden und
sonstigen Trager o6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Zum vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurf 97 sind die Birgerinnen
und Burger sowie die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange unterrichtet
worden.

2.1 Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des vorhabenbezogen Bebauungsplanes ist am
3. Februar 2015 vom Ortsamt West eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit an der
Bauleitplanung in einer 6ffentlichen Einwohnerversammlung geman § 3 Abs. 1 Bauge-
setzbuch durchgefiihrt worden.

Das Protokoll der Einwohnerversammlung ist dieser Vorlage als Anlage beigefligt. Auf
den Inhalt wird verwiesen. Anderungen in den Planungszielen haben sich auf Grund der
Einwohnerversammlung nicht ergeben.

2.2 Fruhzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach
8§ 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen dieses Planverfahrens ist am 12. Januar 2015 die friihzeitige Behordenbeteili-
gung nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in
die Planung eingeflossen.

3. Gleichzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
8§ 4 Abs. 2 BauGB und o6ffentliche Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaR § 4
Abs. 2 BauGB und die 6ffentliche Auslegung gemalf 8§ 3 Abs. 2 BauGB sollen fur den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 97 gleichzeitig durchgefiihrt werden (8 4a Abs. 2
BauGB).

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie wird nach der
offentlichen Auslegung des Planentwurfs im Rahmen der Behandlung der anlasslich der
offentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen auch Uber das Ergebnis der
Tragerbeteiligung unterrichtet.



C)

D)

4. Umweltprifung

Von einem férmlichen Umweltbericht wird gemafd § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit
§ 13 Abs. 3 BauGB abgesehen. Unabhéngig hiervon werden die relevanten Auswirkun-
gen auf die Umwelt gemaR 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB berucksichtigt und in die Abwagung
eingestellt. Auf Punkt D) der Begriindung wird verwiesen.

5. Durchflhrungsvertrag

Der mit der Vorhabentragerin zu schlielende Durchfiihrungsvertrag wird der Deputation
fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie vor der endglltigen Beschluss-
fassung vorgelegt.

Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prifung

1. Finanzielle Auswirkungen

Bei der Realisierung der Planung entstehen der Stadtgemeinde Bremen keine Kosten.
Die Vorhabentragerin Gbernimmt aufgrund des Durchfiihrungsvertrages die Verpflichtung,
auf der Grundlage des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes das Vorhaben auf eigene
Kosten zu verwirklichen und die Mittel fir Vorbereitungs- und OrdnungsmafRnahmen zu
tragen.

Wegen einer moglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschlie3en, dass Bremen
Kosten entstehen kdnnten. Die dafur erforderlichen Mittel werden — soweit Dritte nicht zur
vollstdndigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden kénnen — entsprechend
den zur Verfligung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, tber die die Bir-
gerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschlie3en hat.

2. Genderprufung

Die Buronutzungen richten sich gleichermalRen an Frauen und Méanner. Durch das Vorha-
ben sind daher grundsatzlich keine geschlechterspezifischen Auswirkungen zu erwarten.
Die Erh6hung der Arbeitsplatzdichte durch ein Birohochhaus fihrt zu einer Belebung der
ostlichen Uberseestadt und somit auch zu einer besseren sozialen Kontrolle der 6ffentlichen
Freiraume, wie z.B. dem Hilde-Adolf-Park.

Abstimmungen

Der Planentwurf ist dem Fachausschuss Uberseestadt/Hafenentwicklung des Stadtteilbeira-
tes Walles am 27.01.2015 in o6ffentlicher Sitzung vorgestellt worden. Der Ausschuss hat der
Planung zugestimmt.

Der Beirat Walle wird im weiteren Verfahren beteiligt.

Dem Ortsamt West wurde die Deputationsvorlage gemaf Ziffer 2.3 der Richtlinie Uber die

Zusammenarbeit der Beirate und Ortsamter mit dem Senator fir Bau und Umwelt in Bauan-
gelegenheiten vom 1. Mai 2003 Ubersandt.



Beschlussvorschlage

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie fasst den
Beschluss, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan 97 nach § 13a BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung aufgestellt werden soll (Planaufstellungsbeschluss).

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie stimmt dem Ent-
wurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 97 fir die Errichtung eines Burohochhau-
ses in Bremen-Walle, Ortsteil Uberseestadt, An der Reeperbahn/Auf der Muggenburg
(Bearbeitungsstand: 11.03.2015) einschlief3lich Begriindung zu.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie fasst den Be-
schluss, dass der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 97 fiir die Errichtung
eines Birrohochhauses in Bremen-Walle, Ortsteil Uberseestadt, An der Reeperbahn/Auf
der Muggenburg (Bearbeitungsstand: 11.03.2015) einschlieBlich Begriindung nach 83
Abs. 2 BauGB offentlich auszulegen ist.

Anlagen
— Begriindung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 97 (Bearbeitungsstand: 11.03.2015)

— Protokoll der Einwohnerversammlung
— Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 97 (Bearbeitungsstand: 11.03.2015)



Begrindung

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 97
(Vorhaben und ErschlieBungsplan)
fur die Errichtung eines Biirohochhauses in Bremen-Walle, Ortsteil Uberseestadt,

An der Reeperbahn/Auf der Muggenburg

(Bearbeitungsstand: 11.03.2015)

A. Plangebiet

Das Plangebiet ist rd. 8.800 m2 groR und liegt im Stadtteil Walle im Ortsteil Uberseestadt.
Es umfasst die Flursticke Nr. 303/4, 313/195, 303/6, 313/245 sowie Teile der Flurstlicke
303/7 und 313/259 (alle Flur 52, Gemarkung VR). Es umfasst auch einen Teil der 6ffentli-
chen Verkehrsflache der StralRe "An der Reeperbahn”. Dieser Teil wird im Sinne von § 12
Abs. 4 BauGB in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit ein-
bezogen. Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt

= im Norden/Nordosten durch die Stral3e "An der Reeperbahn”,

» im Siden durch die Stral3e "Auf der Muggenburg" und

= im Westen durch das Grundstick "Auf der Muggenburg 9" (Teile vom Flurstiick 303/7)
mit dem Burogebaude "Weinkontor".
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Abb. 1 Lageplan Plangebiet VEP 97 (Quelle: Geoinformation Bremen)
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B. Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1.

Entwicklung und Zustand

Das ehemals hafenwirtschaftlich genutzte Plangebiet stellt eine Brachflache dar, die spitz-
winklig im Osten an den Knotenpunkt der StraBen An der Reeperbahn und Auf der Mug-
genburg anschlief3t. Die Flache ist groftenteils versiegelt. Entlang der Stral3e Auf der Mug-
genburg stehen eingeschossige Gewerbebauten mit Lager- und Blroraumen. Der Randbe-
reich zur Stral3e An der Reeperbahn ist durch Ruderalflur mit Gberwiegend Brombeerstrau-
chern bewachsen.

Der Vorhabenbereich grenzt im Westen an das 1951 von den Architekten Wortmann &
Schott aus Backstein erbaute Verwaltungs- und Speichergebdude des Importhandelshau-
ses Reidemeister & Ulrichs, einem traditionsreichen Bremer Weinhandelsunternehmens,
an. Das Gebaude wurde im Jahr 2013 unter Denkmalschutz gestellt (OBJ-Dok-Nr. 1990)
und dient heute als Burogebaude. Das Vorhaben entspricht dem denkmalrechtlichen Um-
gebungsschutz.

Die Umgebung des Plangebietes ist tUberwiegend durch gewerbliche Nutzungen gepragt.
Westlich des Weinkontors befinden sich Biro-, Gewerbe- und Industriegebaude, so z.B.
Produktionsstatten zur Herstellung von Schelllack. Nordlich des Weinkontors besteht mit
dem Gebaude Parkkontor ein Buroneubau mit finf Geschossen. Noérdlich der Strale An
der Reeperbahn beginnt der Hilde-Adolf-Park, eine 6ffentliche Grinanlage, die das Plange-
biet und auch das Kaffeequartier mit dem Europahafen und seinen vielfaltigen Angeboten
an Gastronomie, Dienstleistungen und kleinteiligen Einzelhandel verbindet. Der sudwestli-
che Bereich zwischen der Stral3e Auf der Muggenburg und der Weser wird durch produzie-
rendes Gewerbe bestimmt. Vis a vis zum geplanten Haus A an der Ostlichen Spitze des
Plangebiets steht in rd. 200 m Entfernung der Wesertower mit seinen 23 Burogeschossen.

Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan der Stadtgemeinde Bremen stellt flir das Plangebiet eine ge-
werbliche Bauflache dar. Mit der Festsetzung eines Gewerbegebietes im vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan 97 ist der Bebauungsplan aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

Fur das Plangebiet gilt der Bebauungsplan 2399 fir ein Gebiet in Bremen-Walle, Ortsteil
Uberseestadt zwischen Hansator, An der Reeperbahn und Auf der Muggenburg aus dem
Jahr 2012. Der Bebauungsplan 2399 setzt fur den Planbereich des VEP 97 ein Gewerbe-
gebiet nach § 8 BauNVO fest. Es sind nur Betriebe zulassig, die das Wohnen nicht wesent-
lich storen. Lagerh&user und -platze sowie Tankstellen und Vergnigungsstatten sind unzu-
lassig. An Einzelhandelsbetrieben sind nur Laden bis zu einer Verkaufsflache von 300 m?2
zulassig.

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird durch eine Grundflachenzahl 0,8 und eine Vorgabe
der Gebaudehthe von mind. 21 m bis max. 26,5 m tGber Normalnull (i.NN) bestimmt. Dies
entspricht Gebaudehdhen von 14 m bis 19,5 m, da das Plangebiet rd. 7 m 0.NN liegt.

Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplans

Die Vorhabentragerin beabsichtigt, auf der an das Weinkontor nordéstlich anschlie3enden
Brachflache einen weiteren Birostandort zu entwickeln. Das geplante Vorhaben besteht
aus den Gebé&udeteilen Haus A, Haus B und Haus C sowie einer Parkgarage. Das Haus A
soll mit 13 Vollgeschossen als Birohochhaus entwickelt werden. Es steht im Knotenpunkt-
bereich der StralRen Auf der Muggenburg und An der Reeperbahn. Das Haus B schliel3t an
das Burohochhaus direkt an und bildet entlang der Stral3e Auf der Muggenburg mit finf
Vollgeschossen den Sockel des Hochhauses aus. Weiter westlich entlang der StraRe Auf
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der Muggenburg folgt die Parkgarage in einem Abstand von knapp rd. 9 m zum Haus B,
welche die Traufkante von Haus B aufnimmt. Das Haus C reiht sich mit ebenfalls fiinf Ge-
schossen zwischen dem Bilirohochhaus und dem bestehenden Gebaude Parkkontor ein.
Es halt zu beiden Hausern einen Abstand und steht direkt am Hilde-Adolf-Park.

Die Hauser A und B sowie die Parkgarage werden zuerst gebaut. Fir das Haus C wird im
Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine Durchfiihrungsver-
pflichtung zu einem spéateren Zeitpunkt nach Inbetriebnahme der ersten beiden Hauser
vereinbart.
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Abb. 2 Lageplan der Geb&aude im Plangebiet (Quelle: Hilmes Lamprecht Architekten BDA)

Der Vorhabenbereich liegt zentral zwischen Europahafen und der Bremer Altstadt und bie-
tet so gute Voraussetzungen zur Entwicklung einer neuen Landmarke in Form eines Biro-
hochhauses im ostlichen Bereich der Uberseestadt. Mit den angrenzenden Nachbarschaf-
ten — u.a. der nordostlich angrenzende Hilde-Adolf-Park und das sudlich angrenzende ge-
werblich genutzte Areal, aber auch der Europahafen mit den grof3ziigigen Aulienraumanla-
gen, die umgebauten Speicher und Schuppen sowie die Neubauten fir Dienstleistung,
Gastronomie, Kultur und Wohnen — tragt das Vorhaben zu einer Erhéhung der Nutzungs-
dichte und somit auch zur weiteren Belebung der Uberseestadt bei.

Die Zielsetzung des Bebauungsplans 2399, das Plangebiet zu einem hochwertigen Biiro-
und Dienstleistungsstandort mit einer hohen Arbeitsplatzdichte zu entwickeln, wird mit der
Errichtung eines Blrohochhauses konsequent fortgefiihrt. Vorrangiges Ziel der Planung mit
Errichtung eines dreizehngeschossigen Birohochhauses im exponierten Eckbereich Auf
der Muggenburg/An der Reeperbahn ist die Entwicklung eines stadtebaulichen Hochpunk-
tes als angemessene Eingangssituation zur Ostlichen Uberseestadt aus Richtung Innen-
stadt. Aufgrund der Hohenbegrenzung im Bebauungsplan 2399 von funf plus zusatzlich
zwei Geschossen in diesem Bereich kann das Vorhaben nicht aus dem geltenden Pla-
nungsrecht entwickelt werden. Daher soll dieses durch den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan 97 geschaffen werden.

Aufgrund der geringen PlangebietsgréRe und der Uberplanung einer bereits beplanten Fla-
che kann die Aufstellung auf Grundlage des § 13a BauGB ("Bebauungsplane der Innen-
entwicklung") erfolgen. Die Voraussetzungen hierfilir liegen vor: Das Plangebiet befindet
sich in einem von Siedlungstatigkeit gepragten Gebiet der Stadt; die geplante Bebauung
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dient der Entwicklung von brachgefallenen Flachen und damit der Innenentwicklung des
Stadtquartiers. Die Planung ermdglicht eine Grundflache von weniger als 20.000 m?, be-
grindet nicht die Zuldssigkeit von Vorhaben, die einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach
der Anlage 1 zum UVPG (Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz) bzw. nach Landesgesetz
erfordern und bereitet diese auch nicht vor. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte fir eine
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgiter. Im Interesse ei-
ner beschleunigten Verwirklichung soll deshalb die Planaufstellung nach § 13a BauGB er-
folgen. Das Vorhaben dient der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen in angemes-
sener Weise.

C. Planinhalt

1. Art der baulichen Nutzung

Fur den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 97 wird ein Gewerbe-
gebiet gemal 8 8 BauNVO festgesetzt. Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbrin-
gung von nicht erheblich belastigenden Gewerbebetrieben. Auf den bisher unbebauten FI&-
chen sollen neue Birogebdude an die vorhandene, westlich angrenzende Bebauung mit
ebenfalls Burogebauden anschlieRen. Die Zielsetzung der Ansiedlung von Blrogebauden
fur z.B. Dienstleistungsunternehmen resultiert zum einen aus der attraktiven Lage am Kno-
tenpunkt An der Reeperbahn/Auf der Muggenburg mit Zugang zum Hilde-Adolf-Park und
zum anderen aus der raumlichen Nahe zum Mischgebiet nérdlich des Hilde-Adolf-Parks. So
muss das neue Gewerbe im Plangebiet Ricksicht auf das schutzbedurftigere Wohnen in
der Umgebung nehmen. Vor diesem Hintergrund sind in dem Plangebiet auch nur Anlagen
und Betriebe zulassig, die das Wohnen nicht wesentlich storen. Diese Einschrankung der
gewerblichen Nutzung ist zuldssig, da es in Bremen andere Gewerbegebiete gibt, die kei-
nen Nutzungseinschrdnkungen unterliegen. Dies ist z.B. der Bereich rund um den Holz-
und Fabrikenhafen in der Uberseestadt. Weitere Gebiete ohne Einschrankungen innerhalb
der Stadtgemeinde Bremen sind z.B. das Gewerbegebiet am Hemelinger Kreuz (Bebau-
ungsplan 2135), der Bremer Industriepark oder das Guterverkehrszentrum (Bebauungsplan
1984).

In dem Gewerbegebiet sind Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter auch nicht ausnahmsweise zuléssig. Diese Festsetzung
wurde getroffen, da seitens der Vorhabentragerin an diesem Standort ausschliel3lich ge-
werbliche Nutzungen realisiert werden sollen.

Fir das Plangebiet werden im Sinne der Zielsetzung der Schaffung eines attraktiven Bliro-
standortes mit einer hohen Arbeitsplatzdichte weitere gewerbliche Nutzungen ausgeschlos-
sen. So sind Tankstellen, Lagerhauser, Lagerplatze, Vergnugungsstatten und Einzelhan-
delsbetriebe nicht zuléssig. Tankstellen, Lagerh&uer und Lagerplatze sind flachenintensive
Nutzungen, die sich nicht in die kleinteilige Gliederung des Plangebietes einfigen und fur
die in den bremischen Gewerbegebieten andere Standorte vorgesehen sind. Der Aus-
schluss von Lagerhausern und Lagerplatzen bedeutet allerdings nicht, dass jegliche Lage-
rung von Produkten und Waren unzulassig ware. Es geht vielmehr allein um den Aus-
schluss von Nutzungen, die ausschlieB3lich Lagerhduser und Lagerplatze im Sinne der
BauNVO beinhalten.

Der Ausschluss von Vergnigungsstatten dient der Vermeidung von so genannten Trading-
down-Effekten und Nutzungskonflikten. Vergnligungsstatten, wie z.B. Spielhallen, Nacht-
bars, Striptease-Lokale etc. kbnnen sich nachteilig auf die Gebietsentwicklung auswirken.
Die mit dem Betrieb von Vergnligungsstatten erfahrungsgemaf einhergehenden Storfakto-
ren kénnen zur Abwertung der Aufenthaltsqualitat des 6ffentlichen Raums fuhren und damit
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negative Ausstrahlungseffekte auf die Umgebung ausldosen. Darliber hinaus sollen in be-
nachbarten Bereichen, d.h. nérdlich des Hilde-Adolf-Parks, auch Wohnnutzungen ermaog-
licht werden. Vor allem Vergnigungsstatten wirden diese empfindlichen Nutzungen storen.
Dafir sind Vergnlgungsstatten in dem dstlich angrenzenden Gewerbegebiet an der Edu-
ard-Schopf-Allee / Am Weser-Terminal allgemein zuldssig.

In dem Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen, denn die gewerblichen
Bauflachen sollen vornehmlich Dienstleistungsbetrieben vorgehalten werden. Der Aus-
schluss von Einzelhandelsbetrieben dient auch der Steuerung der Einzelhandelsansiedlun-
gen im Stadtteil Walle. Ohne diesen Ausschluss waren Einzelhandelsbetriebe, die gemaf
§ 11 Abs. 3 BauNVO unter der angenommenen Schwelle zur Grof3flachigkeit von 1.200 m?
Geschossflache liegen, allgemein zulassig. Dies konnten z.B. Lebensmittel-, Drogerie- oder
auch Textileinzelhandelsbetriebe sein. Diese sollen jedoch geméal des Kommunalen Zen-
tren- und Nahversorgungskonzepts der Stadt Bremen auf die Bremer Innenstadt, die Stadt-
teilzentren, die Nahversorgungszentren und auf3erhalb der Zentren auf die Sonderstandorte
konzentriert werden. In Bezug auf das Plangebiet konnte eine Ansiedlung der oben ge-
nannten Einzelhandelsgeschéfte negative Auswirkungen auf das Stadtteilzentrum Walle
haben. Dies soll mit der Festsetzung zum Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben verhin-
dert werden.

Ausgenommen von diesem Ausschluss sind fiir das Gewerbegebiet mit der Gliederungs-
stufe GE 1 Laden mit einer Verkaufsflache von bis zu 300 m2. Laden in dieser Gré3enord-
nung kennzeichnen kleinteilige Betriebstypen, die der Nahversorgung des unmittelbaren
Nahbereichs dienen — so genannte "Nachbarschaftsladen“ — oder kleinflachige Fachladen
mit sonstigen Warensortimenten. Diese Einzelhandelsladen kdonnen neben dem nahversor-
gungsrelevanten Spektrum weitgefacherte Sortimente unterschiedlicher Waren anbieten.
So koénnen im Plangebiet auch Laden mit sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten zuge-
lassen werden. Kennzeichnend ist der kleinflachige Einzelhandelsbesatz mit einer breiten
Mischung unterschiedlicher Sortimente. Im Bremer Einzelhandel stellt die 300 m2 Verkaufs-
flachenschwelle eine Trennlinie zwischen den Betriebstypen ,Einzelhandelsladen“ und
.Einzelhandelsfachmarkt* dar. Aufgrund dieser Betriebstypenfestsetzung kann eine die
zentralen Bereiche der Uberseestadt belebende, kleinteilige Einzelhandelsstruktur entwi-
ckelt werden, wie es sie in Teilen schon am Europahafen in den so genannten Porthdusern
der Konsul-Smidt-StraRe gibt. Es handelt sich hier um Fachladen mit besonderen Waren-
sortimenten, wie z.B. Bekleidung, Geschenkartikel, Schmuck, Nahrungs- und Genussmittel
USW.

Die differenzierte Regelung zur Zulassigkeit von Einzelhandel im Gewerbegebiet GE 1 ist
gerechtfertigt aufgrund der besonderen stadtebaulichen Lage. So stellt dieser Teil des
Plangebiets ein Bindeglied zwischen den Quartieren um den Europahafen und um den We-
ser Tower an der Eduard-Schopf-Allee dar. Vor allem die zentrale Lage An der Reeperbahn
entlang des Hilde-Adolf-Parks bietet optimale Voraussetzungen zur Entwicklung einer vita-
len Erdgeschosszone, die durch Einzelhandelsladen, Dienstleistungs- und Gastronomiebe-
triebe belebt werden soll. Dariiber hinaus bildet die geplante bauliche Dichte des Gewerbe-
gebiets den Rahmen, um fur Laden gentgend einzelhandelsrelevante Kaufkraft zu aktivie-
ren. Die Regelung bietet die Voraussetzung, um fir die im Gebiet und in der Umgebung
arbeitenden Menschen arbeitsortnah Waren in Laden bis zu 300 m? Verkaufsflache anzu-
bieten, die z.B. dem kurzfristigen taglichen Bedarf dienen (z.B. Lebensmittel und Getranke).
Dabei liegt die Verkaufsflache mit bis zu 300 m2 deutlich unterhalb der Schwelle zum groR3-
flachigen Einzelhandel.

In dem Gewerbegebiet mit der Gliederungsstufe GE 2 gelten die gleichen Festsetzungen
wie in GE 1, lediglich Laden mit einer Verkaufsflache von bis zu 300 m? sind nicht zulassig.
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Da im Bebauungsplan ein Baugebiet gemaf Baunutzungsverordnung allgemein festgesetzt
wird, ist in der textlichen Festsetzung Nr. 2 im Sinne von § 12 Abs. 3a BauGB geregelt,
dass nur solche Vorhaben zuldssig sind, zu denen sich die Vorhabentragerin im Durchfih-
rungsvertrag verpflichtet.

2. Mal der baulichen Nutzung

Als Mal3 der baulichen Nutzung werden eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 sowie Min-
dest- und maximale Gebaudehdhen festgesetzt. Entsprechend der Obergrenze der
Baunutzungsverordnung (BauNVO) wird fir das Gewerbegebiet eine GRZ von 0,8 festge-
setzt. Mit dieser Festsetzung wird eine Nutzungsdichte angestrebt, wie sie auch im Ur-
sprungsbebauungsplan 2399 fur das Plangebiet vorgesehen war. Die GRZ 0,8 sichert eine
ausreichende Bebauungsdichte fur das Vorhaben.

Die Volumenbegrenzung der Baukorper erfolgt Uber die Festsetzung einer maximal zulés-
sigen Gebaudehohe sowie von Baukorperfestsetzungen mittels Baulinien und Baugrenzen.
Eine Geschossflachenzahl (GFZ) und Baumassenzahl (BMZ) werden nicht festgesetzt.
Rechnerisch wird in dem Gewerbegebiet die zulassige Obergrenze der BMZ gem. § 17
Abs. 1 BauNVO von 10,0 bei voller Ausnutzung der Gebaudehdhen und der GRZ um rd. 50
% Uberschritten. Mit der Errichtung eines Blrohochhauses mit 13 Vollgeschossen waére
auch die Obergrenze der zulassigen GFZ nach § 17 Abs. 1 BauNVO von 2,4 nicht einzu-
halten.

Die Uberschreitung begriindet sich in der Zielsetzung der Schaffung einer hohen Arbeits-
platzdichte im Plangebiet mit zwei Burogebauden und einer Parkgarage mit Geb&udehthen
von bis zu 20 m und einem Birohochhaus mit einer Héhe von bis zu 50 m. Diese Hohen-
festsetzungen sind Ergebnis eines stadtebaulichen Qualifizierungsverfahrens, in dem auf-
grund der besonderen stadtebaulichen Lage des Plangebiets in der dstlichen Uberseestadt
am Beginn des Hilde-Adolf-Parks ein Hochhaus als Landmarke die Eingangssituation be-
tonen soll. Zudem kann mit einem Birohochhaus das Ziel der Schaffung einer hohen Ar-
beitsplatzdichte in der Uberseestadt erreicht werden.

Die Uberschreitungen der BMZ-Obergrenze gemafR § 17 Abs. 1 BauNVO wird durch den
Umstand ausgeglichen, dass es innerhalb des Plangebietes sowie in seinem Umfeld ver-
schiedene Freiflachen gibt. So wird der Freibereich zwischen den Birogebauden land-
schaftsgartnerisch mit Aufenthaltsmoglichkeiten fir die Nutzer des neuen Birostandortes
gestaltet. In unmittelbarer Nachbarschaft stidlich des Plangebietes gleicht die Weser mit ih-
ren Uferpromenaden die hohe Verdichtung aus. Darliber hinaus werden in der direkten
Nachbarschaft durch den Hilde-Adolf-Park offentliche Grinflachen angeboten, die auch zur
Erholung der im Plangebiet arbeitenden Menschen dienen. Eine Beeintrachtigung der Ar-
beitsverhaltnisse, der Bedirfnisse des Verkehrs oder nachteilige Auswirkungen auf die
Umwelt sind nicht zu erwarten. Eine ausreichende Belichtung und Beliftung hinsichtlich
gesunder Arbeitsverhéltnisse ist gewahrleistet, da samtliche Abstandsflachen gemaf Bau-
ordnungsrecht eingehalten werden. Den Belangen des Bodenschutzes wird unter Bertick-
sichtigung dieser besonderen Situation hinreichend Rechnung getragen. Durch die hohe
bauliche Dichte entlang der StraBenkanten und den begrinten Innenhof sind eine geringe
Flacheninanspruchnahme und damit ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund
und Boden gewabhrleistet.

Die im Plangebiet vorgegeben Mindesthéhen von 24 m bzw. 54 m Gber Normalnull (U.NN)
und maximalen Hoéhen von 27 m bzw. 57 m 0.NN fur das Blrohochhaus entsprechen der
stadtebaulichen Zielsetzung der Schaffung einer hoher Dichte in der Uberseestadt zwi-
schen dem Kaffeequartier und der Weser. Da die Bezugshohe (.NN im Plangebiet bei rd. 7
m liegt, kbnnen entlang der Stralien An der Reeperbahn und Auf der Muggenburg Gebau-
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de in einer Hohe von 17 m bis 20 m entstehen. Mit diesen Gebaudehdhen werden die
Raumkanten der StraRen durch finfgeschossige Blrobauten gefasst. Diese Gebaudehthe
stellt innerhalb und auRerhalb des Plangebiets in der Uberseestadt den vorherrschenden
Grundpegel dar. Auch erhélt der Hilde-Adolf-Park als offentlicher Park eine raumliche Be-
grenzung, die seine linienhafte Struktur als Verbindung zwischen Kaffeequartier und Euro-
pahafen starkt.

Im spitzwinkeligen Knotenpunktbereich der StraRen Auf der Muggenburg und An der Ree-
perbahn soll die Mdglichkeit gegeben werden, auch ein hdheres Geb&ude zu errichten. Im
Ergebnis der stadtebaulichen Studie zur Bebauung dieser Ecksituation wurde eine bis zu
13-geschossige Bebauung fir stadtebaulich sinnvoll erachtet. So betragt hier die minimale
Gebaudehthe 54 m G.NN und die maximale Gebaudehdhe 57 m .NN, so dass ein rd. 50
m hohes Gebaude gebaut werden kann. Innerhalb des gestaffelten Hohenkonzeptes der
Uberseestadt wird damit die Hohe des Hafenhochhauses wiederholt und als kleine Héhen-
dominante eingefuhrt.

Um auf den Dachern der Geb&ude untergeordnete technische Aufbauten und Treppenaus-
stiege errichten zu kénnen, kann eine Uberschreitung der festgesetzten maximalen Hohe
der baulichen Anlagen ausnahmsweise zugelassen werden. Die Ausnahmeregelung hat
zur Bedingung, dass die Aufbauten und Treppenausstiege die maximal zuldssige Gebau-
dehdhe um nicht mehr als 2,0 m Uberschreiten und sie mindestens 2,5 m von der Geb&u-
deaulRenkante des obersten Geschosses Abstand halten. Dies gilt auch fur Solaranlagen.
Soweit Solaranlagen die zulassige H6he um nicht mehr als 1,0 m Uberschreiten, kann ein
Abstand von der Geb&udeaulRenkante von 1,0 m zugelassen werden, da die Solaranlagen
bei dieser niedrigeren Hohen das Stadtbild nicht negativ beeinflussen. Fur Bristungen und
Gelander kann der Abstand von den GebaudeaulRenkanten ausnahmsweise reduziert wer-
den, wenn die Abweichung das Stadtbild nicht negativ beeintrachtigt.

Um der besonderen stadtebaulichen Situation der Bebauung gegeniber des Hilde-Adolf-
Parks sowie auch im Knotenpunktbereich An der Muggenburg gerecht zu werden, wird eine
Mindesththe fir das Erdgeschoss festgesetzt. So muss die FuRbodenoberkante des 1.
Obergeschosses mindestens 4,2 m Uber der angrenzenden Geléandeoberflache liegen. Die-
se Regelung gilt nicht fur Garagen, da in diesen den Erdgeschosszonen keine besondere
Funktion zukommt.

3. Bauweise, Baugrenzen, Baulinien

Fur das Gewerbegebiet wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Fir diese gelten die
Vorschriften der offenen Bauweise mit der Malgabe, dass auch Geb&ude mit einer Lange
von mehr als 50 m errichtet werden kénnen und dass eine Grenzbebauung gestattet wer-
den kann, ohne dass von dem Nachbargrundstiick heran gebaut werden muss. Diese Fest-
setzung ist erforderlich, da die stadtebauliche Konzeption fir das Plangebiet keine Grenz-
bebauung vorsieht, jedoch Gebaude in einer Lange von mehr als 50 m entstehen sollen.
Dies lasst sich nur Uber die Festsetzung einer abweichenden Bauweise regeln.

Zur Sicherung der stadtebaulichen Konzeption mit einer stralRenbegleitenden und im Kno-
tenpunktbereich spitzwinkligen Bebauung werden Baukdrperfestsetzungen aus Baulinien
und Baugrenzen getroffen. Die Baulinien sichern die Bildung stral3enbegleitender Raum-
kanten sowie der Eckbebauung. Sie sind somit aus besonderen stadtebaulichen Griinden
erforderlich. Die seitlichen Baulinien haben bei einer zwingenden Gebaudehthe mit Min-
dest- und Hoéchstfestsetzung den Vorrang vor den Abstandsflachen nach Bauordnungs-
recht, wodurch die baulichen Zasuren zwischen den straRenbegleitenden Gebauden An der
Reeperbahn im Verhaltnis zu dem Hochpunkt ausgewogen rhythmisiert werden.
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Um von den Vorgaben einer zwingenden Bebauung auf der Baulinie Uber alle Geschosse
hinweg abweichen und Rickspriinge im Sinne einer Gliederung der Gebaudefassaden er-
maoglichen zu kénnen, enthalt der Bebauungsplan Regelungen zum Zurticktreten von der
Baulinie fur untergeordnete Bauteile. So kann entsprechend der architektonischen Konzep-
tion der Vorhabenplanung fir das oberste Vollgeschoss eines jeden Gebaudes ein Zurtick-
treten von Gebaudeteilen gegeniber der stra3enseitigen Baulinie von bis zu 5 m Tiefe und
zwei Flunftel der Gebaudelange ausnahmsweise zugelassen werden. Zudem kann ein Zu-
rucktreten von der Baulinie fur die ersten beiden Geschossebenen zur Ausbildung von Ar-
kaden entlang der StralRe An der Reeperbahn ausnahmsweise zugelassen werden, wenn
die Abweichung fur die Arkadenausbildung auf eine Tiefe von 3 m und eine Lange von 13
m begrenzt ist.

Nebenanlagen, soweit sie Gebaude im Sinne der BremLBO sind, sowie Standorte fir Ab-
fallentsorgung sind auf den Flachen zwischen Stral3enbegrenzungslinie und Baulinie nicht
zulassig. Mit dieser Festsetzung soll einer Beeintrachtigung des Ortsbildes und Straf3en-
raums zwischen den Gebauden und dem offentlichen Raum durch z.B. Millsammelbehél-
ter, Abstellrdume, etc. verhindert werden.

4. Verkehrliche ErschlieBung, Stellplatze

Die ErschlieRung des Plangebiets erfolgt tber die Straf3en Auf der Muggenburg und An der
Reeperbahn. Um das Stadtbild mit einer stralRenbegleitenden Bebauung entlang der Stral3e
Auf der Muggenburg zu wahren, gibt es fur die ErschlieRung fur Kraftfahrzeuge hier nur ei-
ne Zufahrt zum Plangebiet. Diese fuhrt seitlich zur Parkgarage, die Uber mehrere Vollge-
schosse verfugt und auch Stellplatze unterhalb der Gelandeoberflache anbieten kann. Es
besteht auch die Mdglichkeit, von der Parkgarage aus unterirdisch zu den Hausern A und B
des Plangebietes zu gelangen. So kdnnen uber eine Zufahrt auch Tiefgaragenstellplatze in
den Untergeschossen der Neubauten angeboten werden. Das Haus C wird Uber die Stral3e
An der Reeperbahn erschlossen. Das Haus C soll eine eigene Tiefgarage unter dem Ge-
baude erhalten. Um die Gliederung des Plangebietes im Sinne einer offenen Blockrand-
struktur und die Freirdume zwischen den einzelnen Geb&uden zu erhalten, ist entlang der
Stral3e Auf der Reeperbahn eine Kfz-Zufahrt nur innerhalb des Baufeldes mit der Kenn-
zeichnung "Haus 3" zulassig.

Um im Plangebiet ein geordnetes Abstellen von Kraftfahrzeugen zu erreichen, sind Gara-
gen und Tiefgaragen nur innerhalb der Baugrenzen sowie innerhalb der hierfur vorgesehe-
nen Flachen zuldssig. Da die Begrenzung der Uberbaubaren Grundstiicksflache durch Bau-
linien und Baugrenzen auch fir unterirdische bauliche Anlagen und somit auch fir Tiefga-
ragen gilt, kann fur den Fall, dass die Tiefgaragen vergrd3ert werden sollen, eine Abwei-
chung von den Baulinien und Baugrenzen strafl3enseitig bzw. im Innenhof ausnahmsweise
um jeweils bis zu 3 m zugelassen werden. Ebenerdige Stellplatze sind im Plangebiet au-
Rerhalb von Garagen und Tiefgaragen ausgeschlossen. Durch die Beschrankung soll eine
gualitatsvolle Gestaltung und Bepflanzung des Innenhofes gesichert bleiben. Vor diesem
Hintergrund wird auch festgesetzt, dass Tiefgaragen vollstandig unterirdisch anzulegen
sind. Ein Uberschreiten der Oberkante der Tiefgarage gegeniiber der angrenzenden Ver-
kehrsflache (Gehweg) bzw. Geldandeoberkante (Innenhof) ist unzuldssig. Mit dieser Fest-
setzung wird eine ebenerdige GebaudeerschlieBung von der Strale aus vorgesehen. Zu-
dem erhélt der begrinte Innenhof zwischen den Gebauden eine hdéhere Raumqualitat,
wenn keine Gebaudeteile der Tiefgarage aus der Erde herausragen.

Fahrradabstellplatze sind in die Gebdude zu integrieren oder ebenfalls unterirdisch unter-
zubringen. Diese Regelung soll ein wildes Abstellen von Fahrradern in dem landschaftspla-
nerisch gestalteten Innenhof verhindern. Ausnahmsweise kdnnen Besucherfahrradabstell-
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platze an maximal funf Standorten auf dem Grundstlck zu je héchstens sechs Fahrradern
zugelassen werden.

Das Plangebiet ist sehr gut an den offentlichen Personennahverkehr angeschlossen. Eine
Haltestelle der BSAG-Stral’enbahnlinie 3 und Buslinie 20 besteht im Kreuzungsbereich der
StralRen Auf der Muggenburg/An der Reeperbahn. Die Bahnlinie verlauft vom Stadtzentrum
(Gber Brill und Domsheide) kommend Uber die Eduard-Schopf-Allee, Auf der Muggenburg,
Hansator, Nordstraf3e bis zum StralRenbahnbetriebshof Gropelingen.

7. Entwasserung, Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet kann an die bestehende Kanalisation angeschlossen werden. In der Stra-
Be An der Reeperbahn besteht ein Trennsystem von Schmutz- und Regenwasser und in
der StralBe Auf der Muggenburg liegt ein Mischwasserkanal mit zusatzlichem Regenwas-
serkanal. Letzterer entwassert in die Weser. Die Kapazitaten sind ausreichend, um das
Vorhaben anschlieBen zu kdénnen. Eine Versickerung des Regenwassers ist aufgrund der
hohen baulichen Verdichtung in dem Gewerbegebiet nicht mdglich.

8. Immissionsschutz

Das Plangebiet ist von Gewerbe-, Industrie- und Hafennutzungen umgeben, von denen
wesentliche Larmbelastungen zu erwarten sind. Zur Beurteilung der Belastungen wurden
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 2399 schalltechnische Untersuchungen
durchgefuihrt. Da sich die Immissionssituation seit der Aufstellung des Bebauungsplanes
2399 nicht verschlechtert hat, wird auf die bestehenden Untersuchungen zum Bebauungs-
plan 2399 zurtickgegriffen.

Die schalltechnischen Gutachten beinhalten eine Larmprognose auf der Grundlage der
nach geltendem Planungsrecht maximal zu erwartenden Schallleistungspegel, wobei flr
Industrie- und Hafenumschlagsgebiete von einem 24-Stunden-Betrieb ausgegangen wurde.
Die Immissionsbelastungen innerhalb des Plangebiets stellen sich wie folgt dar:

Beurteilung der LArmimmissionen durch Gewerbe und Industrie

Bei den Schallpegelberechnungen wurden flachenbezogene Schallleistungspegel fur die
planungsrechtlich zulassigen Nutzungen im Plangebiet sowie fir die Gewerbe-, Industrie-
und Hafennutzungen aul3erhalb des Plangebiets zu Grunde gelegt. Die Gewerbeimmissio-
nen liegen in der Nacht im Bereich nordlich der Stral3e Auf der Muggenburg bei tber 57
dB(A) und auf den Flachen sudlich des Hilde-Adolf-Parks bei Gber 55 dB(A). Die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 und die Richtwerte der TA Larm werden somit Giberschritten.

Am Tag liegen die Werte fiir Gewerbelarm bei Giber 60 dB(A) und auf den Flachen direkt an
der StralRe Auf der Muggenburg bei tber 65 dB(A). Dies betrifft allerdings nur den Bereich
des Gewerbegebiets, der fur eine Parkgarage vorgesehen ist. Damit werden die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 am Tage fur die geplanten Blronutzungen eingehalten.

Beurteilung der La&rmimmissionen durch Verkehr

Die Larmbelastung wurde fiir das StraBennetz innerhalb und auRerhalb der Uberseestadt
sowie fur das Schienennetz der Hafenbahn und der Deutschen Bahn AG berechnet. Ledig-
lich im Randbereich der Flachen an den StraRen Auf der Muggenburg und Hansator wer-
den in der Nacht Werte von tber 59 dB(A) prognostiziert, ansonsten liegen die Belastungen
bei unter 47 dB(A). Somit werden die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslarmschutzver-
ordnung von 59 dB(A) fur Teile des Gewerbegebiets in der Nacht uberschritten. Am Tag
liegen die Werte grof3tenteils unter 57 dB(A), zum Teil betragen sie 64 dB(A). Folglich wer-
den die Grenzwerte der Verkehrslarmschutzverordnung von 69 dB(A) am Tag eingehalten.
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Da in dem Plangebiet keine Wohnungen, auch nicht fur Aufsichts- und Bereitschaftsperso-
nen sowie flr Betriebsinhaber und Betriebsleiter, zuldssig sind und die vorhabenbezogene
Planung sich auf Bironutzungen bezieht, sind keine Schallimmissionskonflikte zu erwarten.

Belastungen durch Geriiche

Fur die Ermittlung und Bewertung von Geruchsbelastigungen bestehen keine gesetzlichen
oder anderweitig rechtlich konkretisierenden Festlegungen. Eine Beurteilungshilfe fur die
Ermittlung und Bewertung der Erheblichkeit von Geruchsimmissionen bietet allerdings die
Geruchsimmissionsrichtlinie der L&nderarbeitsgemeinschaft fir Immissionsschutz GIRL 4,
die im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 2399 als Anhalt her-
angezogen wurde. Zur Einschatzung der vorhandenen Luftqualitat im Hinblick auf Gertiche
wurden in den Jahren 2005 und 2006 Geruchsimmissionen ermittelt, die auch den Planbe-
reich betrafen. Im Gutachten wurde die vorhandene Belastung anhand von Kenngrof3en fur
Beurteilungsflachen bewertet. Die ermittelten Kennwerte (Kenngréf3e 1V, d. h. vorhandene
Immissionswerte) betragen, ausgehend vom westlichen Teil des Plangebiets des Bebau-
ungsplanes 2399 Richtung Ost 0,19/0,21/ 0,25/0,27 / 0,25. In der GIRL werden zur Be-
urteilung der Erheblichkeit einer Geruchsbeldstigung Immissionswerte (IW) als Maf3stab fiir
hdchstzulassige Geruchsimmissionen genannt. Fir Gewerbe-/Industriegebiete ist ein IW
0,15 festgelegt. Bei diesem IW handelt es sich um relative Haufigkeiten der Geruchsstun-
den eines Jahres. So bedeutet z. B. IW 0,15, dass in 15 % der Jahresstunden anlagenspe-
zifische Geriche eindeutig wahrnehmbar sind.

Nach dem o. g. Beurteilungsmafistab fiir eine Regelfallpriifung der GIRL werden im Plan-
gebiet die Immissionswerte fiir Gewerbegebiete lberschritten. In den Geruchsgutachten
wurde auch eine anlagenbezogene Zuordnung der Geruchsereignisse vorgenommen. Da-
bei konnte festgestellt werden, dass ein Schwerpunkt der Geruchsereignisse im Plangebiet
auf Cerealien- und Brauereigeriichen liegt. Die ermittelten Uberschreitungen der Immissi-
onswerte der GIRL im Bebauungsplangebiet, die in vergleichbarer GroRenordnung auch
andere bereits vorhandene Gewerbenutzungen aufgrund derselben Emissionsquellen be-
treffen, geben keine Hinweise auf eine Gefahrdung gesunder Arbeitsverhaltnisse und sind
im Rahmen der Abwagung als vertretbar anzusehen. Aufgrund des Bestandsschutzes der
Betriebe in der Uberseestadt ist traditionell mit Geriichen zu rechnen und den kiinftigen
Nutzern des Gebiets zuzumuten. Eine begrenzte Uberschreitung der Immissionswerte der
GIRL ist unter Bertcksichtigung der mit der Planung verfolgten stadtebaulichen Ziele daher
vertretbar. Im Rahmen der gebotenen planerischen Abwagung erscheint in dem vorliegen-
den Fall ein Heraufsetzen der Zumutbarkeitsschwelle fir die Beurteilung, ob erhebliche und
unzumutbare Belastigungen im Sinne des BImSchG und auch des Stadtebaurechts vorlie-
gen, gerechtfertigt. Eine Verallgemeinerung fur andere durch Gerliche belastete Gebiete
lasst sich hieraus jedoch nicht ableiten.

9. Ortliche Bauvorschriften (nach § 85 BremLBO)

Im Bebauungsplan werden &rtliche Bauvorschriften festgesetzt, die dem Schutz des Stadt-
bildes dienen und sich auf die Installation von Werbeanlagen sowie auf die Gestaltung der
Dacher und des AufRenraums beziehen.

Werbeanlagen sind im Plangebiet nur an der Statte der Leistung zulassig und dirfen nur
als untergeordnetes Element ausgefiihrt werden. Freistehende Werbeanlagen miissen sich
der Bebauung deutlich unterordnen und dirfen ausnahmsweise auf den nicht tberbauba-
ren Grundstiicksflachen errichtet werden, sofern sie in der Flache nicht mehr als 2 m? um-
fassen und stadtraumlich vertraglich sind. Oberhalb der Gebaudekante sind Werbeanlagen
unzulassig. Mit der Regulierung der Anbringung von Werbeanlagen soll einem ungeordne-
ten Anbringen von Schildern und Tafeln aufgrund der besonderen Lage am Beginn des
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10.

11.

Hilde-Adolf-Parks entgegengewirkt werden. Weitergehende Regelungen werden im Durch-
fuhrungsvertrag getroffen.

Zur Schaffung einer homogenen Dachlandschaft, die sich in die bauliche Umgebung ein-
fugt, sind in dem Plangebiet nur Flachdacher zulassig.

Da die Gebaude dicht an den o6ffentlichen Verkehrswegen stehen, sind Zaune als Einfrie-
dungen aus gestalterischen Grinden unzulassig.

Klimaschutz

Das Plangebiet kann an die Fernwarmeversorgung der Uberseestadt angeschlossen wer-
den. Somit besteht die Mdglichkeit, den Energiebedarf fir die geplanten Birogeb&ude zu
senken. Um die Nutzung von Solarenergie vorzubereiten, enthalt der Bebauungsplan eine
textliche Festsetzung, die besagt, dass bei Errichtung von Gebauden die tragenden Kon-
struktionen der Dachflachen statisch so auszubilden sind, dass die Errichtung von Anlagen
zur Nutzung von Solarenergie mdglich ist. Die Festsetzung zielt damit auf Malinahmen zum
Klimaschutz ab.

Kampfmittel, Altlasten, arch&ologische Bodenfundstellen

Im Plangebiet muss mit Kampfmitteln gerechnet werden. Nach § 5 des Kampfmittelgeset-
zes ist der Eigentumer einer Verdachtsflache beim Eingriff in den Baugrund, vor dem Auf-
fullen von Flachen sowie vor der Errichtung baulicher Anlagen verpflichtet, ein geeignetes
Unternehmen mit der Sondierung der Verdachtsflache nach n&herer Bestimmung durch die
Polizei Bremen — KampfmittelrAumdienst — zu beauftragen. N&heres hierzu regelt der
Durchfuihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan.

Im ehemals als Seifenfabrik und Weingrof3handel genutzten Plangebiet wurden eine histo-
rische Recherche und technische Untersuchungen durchgefiihrt. Diese ergaben weder nut-
zungsspezifische noch relevante Verunreinigungen. Auf die auch in den ubrigen Hafenge-
bieten vorhandenen Auffillungen wird im Plan wie folgt hingewiesen:

Wegen des Stichprobencharakters der durchgefiuihrten Untersuchungen kann das Vorhan-
densein von Bodenkontaminationen nicht ausgeschlossen werden. Weiterhin ist im gesam-
ten Plangebiet mit kunstlichen Auffillungen zu rechnen, die vereinzelt auch schadstoffhalti-
ge Beimengungen (Bauschutt, Asche, Schlacke) enthalten kénnen.

Sofern Aushubmaterial als Abfall anfallt, ist dieser gemaf? den Anforderungen an die stoffli-
che Verwertung von mineralischen Reststoffen und Abféallen der Landerarbeitsgemeinschaft
Abfall (LAGA) bzw. im Einklang mit dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz zu verwer-
ten oder zu entsorgen.

Im Plangebiet ist mit dem Vorhandensein arch&ologischer Bodenfundstellen zu rechnen.
Bei Erdarbeiten, insbesondere auch bei den Kampfmittelsucharbeiten, ist eine Beteiligung
der Landesarchaologie erforderlich.

Umweltbelange

Wie unter B 3 beschrieben, liegen die Voraussetzungen fir die Aufstellung des Bebau-
ungsplans als Plan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB vor. In einem solchen Verfah-
ren kann von einer Umweltprifung nach 8 2 Abs. 4 BauGB sowie vom Umweltbericht nach
§ 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verflgbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklarung tber
die Beriicksichtigung von Umweltbelangen abgesehen werden. Vor diesem Hintergrund
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wird auf die formliche Umweltprifung verzichtet. Der Verzicht begriindet sich auch darin,
dass mit Aufstellung des Bebauungsplanes 2339 im Jahr 2012 eine Umweltprifung durch-
gefuhrt wurde. Gleichwohl sind die fir das Vorhaben relevanten Umweltbelange bewertet
worden.

Das Plangebiet ist bereits gewerblich genutzt worden und in weiten Teilen durch Betonplat-
ten und Asphalt versiegelt. Nur an den Randern bestehen Ruderalflure aus Brombeerstrau-
chern und jungem Baumbewuchs. Baume, die unter die Baumschutzverordnung Bremen
fallen, stehen im Plangebiet nicht. Die Vegetation hat keine Bedeutung fiir geschutzte Vo-
gel- oder Fledermausarten. In den bestehenden eingeschossigen Schuppen sind nach ei-
ner Begehung keine Hinweise auf Quartiere von Flederméausen gefunden worden. Gewas-
ser bestehen im Plangebiet nicht. Mit der Entwicklung eines begriinten Innenhofes erfolgt
zukunftig eine Entsiegelung des Plangebietes mit der Schaffung von Grunflachen, die so
noch nicht im Plangebiet bestehen.

E. Finanzielle Auswirkungen / Genderprifung

1. Finanzielle Auswirkungen

Bei der Realisierung der Planung entstehen der Stadtgemeinde Bremen keine Kosten. Die
Vorhabentragerin Gbernimmt aufgrund des Durchfihrungsvertrages die Verpflichtung, auf
der Grundlage des Vorhaben- und ErschlieRungsplanes das Vorhaben auf eigene Kosten
zu verwirklichen.

Wegen einer moglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschlieRen, dass Bremen
Kosten entstehen konnten. Die dafur erforderlichen Mittel werden — soweit Dritte nicht zur
vollstandigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden kdnnen — entsprechend
den zur Verfugung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, tber die die Buir-
gerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschliel3en hat.

2. Genderprifung

Die Bironutzungen richten sich gleichermaf3en an Frauen und Manner. Durch das Vorha-
ben sind daher grundsatzlich keine geschlechterspezifischen Auswirkungen zu erwarten.
Die Erhdéhung der Arbeitsplatzdichte durch ein Burohochhaus filhrt zu einer Belebung der
ostlichen Uberseestadt und somit auch zu einer besseren sozialen Kontrolle der &ffentli-
chen Freirdume, wie z.B. dem Hilde-Adolf-Park.

Fur Entwurf und Aufstellung:

BPW baumgart+partner

Bremen, den e
Buroinhaber

Fur die Vorhabentragerin:

Justus Grosse Projektentwicklung GmbH
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Bremen, den
Geschéftsfuhrer



	18_527_S_Plan VE97_Endf
	Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr

	18_527_S_Plan VE97 Anlage_Endf
	A. Plangebiet
	B. Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
	1. Entwicklung und Zustand
	2. Geltendes Planungsrecht
	3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplans

	C. Planinhalt
	1. Art der baulichen Nutzung
	2. Maß der baulichen Nutzung
	3. Bauweise, Baugrenzen, Baulinien
	4. Verkehrliche Erschließung, Stellplätze
	7. Entwässerung, Ver- und Entsorgung
	8. Immissionsschutz
	11. Kampfmittel, Altlasten, archäologische Bodenfundstellen

	D. Umweltbelange
	E. Finanzielle Auswirkungen / Genderprüfung
	1. Finanzielle Auswirkungen
	2. Genderprüfung



